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Sonnabend, den 18. Januar 1879. 


Jnſerate: Die 4geſpaltene Petitzeile 15 Pſer nge. 
Redactton. Druck und Verlag von R. Graßmann, 
Stettin, Kirchplaß Nr. 3. 


Jeilung. 


Nr. 30. 


Landtags⸗ Verhandlungen. 


Abgeordnetenhaus. 
31. Sitzung vom 17. Januar. 

Präſident von Beunigſen eröffnet die 
Sitzung um 10 / Uhr. 

Am Miniſtertiſch: Falk mit mehreren Kommiſ⸗ 
ſarien. 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der erſten Berathung des Kultus ⸗ 
Etats. 

Die Berathung beginnt bel Kap. 125, Tit. 
6-10 (Präparandenanſtalten 301,632 M.) 

Abg. Cremer wendet ſich gegen die Aus⸗ 
führungen des Abg. Löwe⸗Bochum, der ſich darüber 
beklagt, daß ſich der Religionsunterricht in den 
Schulen um deswillen ſo wenig fühlbar mache, weil 
derſelbe nichts von den Pflichten gegen Staat und 
Geſellſchaft enthalte. Ich will auf dieſes Thema 
nicht weiter eingehen, aber die Behauptung muß ich 
entſchteden zurückwetſen, als ob unſere religiöſe Er⸗ 
ziehung keine nationale Grundlage habe. Ebenſo 
verhält es ſich mit der Behauptung, daß unſer Ka⸗ 
techismus nichts taugt. Ich laſſe mir in Bezug 
auf meinen Patriotismus und den meiner Glau- 
beusgenoſſen nichts gefallen, in dieſem Punkte bin 
ich ſehr empfindlich. Unſer Katechismus kann doch 
in Bezug auf die Pflichten gegen den Staat nicht 
mehr enthalten, als in demſelben enthalten if. In 
dem für den erſten Lehrkurſus beſtimmten Kurſus 
heißt es: „Ihr ſollt Euren König, Eure Regierung, 
Euren Bürgermeifter, Euren Landraih gerade jo 
ehren, wie Eure Eltern!“ In dem zweiten Theil 
ſind dieſe Pflichten noch viel fchärfer präciſirt. Es 
wird davon gejagt: Wie verſündigt man ſich gegen 
die geiſtliche und weltliche Obrigkeit? Und es wird 
darauf geantwortet: „Durch Verachtung, durch Wi⸗ 
derſetzlichkeit, durch Empörung“. Ich glaube, wer 
dieſe Punkte nicht blos dem Worte, ſondern auch 
dem Sinne nach lernt, der muß ein guter Bürger 
werden und der Staat würde ſich mit Sozialdemo⸗ 
kraten nicht berumzuſchlagen haben, wenn alle Bür- 
ger ſolchen Sinnes wären. Der für den dritten 
Kurſus beſtimmte Katechismus, der von einem aus- 
gewieſenen Jeſuitenpater verfaßt iſt, enthält in Be⸗ 
zug auf die Pflichten gegen die weltliche Obrigkeit 
Folgendes: „Wir find ſchuldig, der von Gott ge- 
ſetzten Obrigkeit Treue und Geborſam zu leiſten, 
keinen Aufruhr zu ſtiften und in Zeiten der Gefahr 
Fürſt und Vaterland wit Gut und Blut zu ver⸗ 
theldigen.“ Von der Verfaſſung ſteht in demſel ben 
allerdings nichts, aber dieſer Katechismus iſt uns 
mindeſtens ebenſo viel werth als die Verfaſſung, ja 
noch mehr, denn aus demſelben kann Niemand etwas 
herausnehmen. (Sehr richtig! im Centrum.) Wir 
wollen eine echt deut che Erziehung, eine echt natto⸗ 
nale Geſinnung ohne Beigeſchmack. Laſſen Sie es 
daher bei den bisherigen Unterrichtsmitteln bemend.n 
und laſſen Sie es Sorge der Kirche fein, den Re⸗ 
ligionsunterricht zu erthellen. Es iſt das eine zu 
zarte Sache, die der Staat mit ſeinen Gendarmen⸗ 
fünften nicht richtig zu behandeln weiß. Es wer⸗ 
den dann tüchtige Staatsbürger herangezogen wer⸗ 
den, die Fürſt und Vaterland mit Gut und Blut 
zu verthetdigen bereit find. (Beifall im Centrum.) 

Abg. Richter ⸗Sangerhauſen erachtet es für 
eine freundſchaftliche Pflicht, in Abweſenheit des Abg. 
Löwe die Mißverſtändntſſe zu berichtigen, welche in 
der Rede des Vorredners zu Tage getreten find. 
Herr Löwe habe gerade das Gegentheil von dem 
beabſichtigt, was der Vorredner ihm untergeſchoben. 
Es habe ihm völlig fern gelegen, gegen die katho⸗ 
liſche Kirche und deren Lehre anzukämpfen. Aus 
ſeinen (Redners) perſönlichen Beziehungen zu Herrn 
Löwe fel ihm bekannt, daß letzterer ſogar lobend an⸗ 
erkannt babe, wie ex beiſpielswetſe in der Gegend 
von Fulds latholiſche Katechismen gefunden, die die 
nationale Erziehungsfrage beſſer behandeln, als dies 
vie ecvangeliſchen Katechismen thun. Löwe habe auch 
nicht gegen das Judenthum ſprechen wollen, aber es 
ſei nicht wegzuleugnen, daß das alte Teſtament das 
gegenwärtige Staatsbewußtſein nicht völlig zum Aus⸗ 
druck bringe. Er anerkennt die patriotiſche Geſin⸗ 
nung ves Vorredners, betont aber zugleich, daß 
Herr Löwe ebenfalls zu jeder Zeit eine echt deutſche 
patriotiſche Geſinnung biwährt habe. (Beifall 
links) 11 e l 
Abg. Dauzenberg: Wenn eine erſprieß ⸗ 
liche Wirkſamkeit an konfeſſionellen Anſtalten erreicht 
werden ſoll, dann müſſen Alle durch das einige 
Band der Religions⸗Geſellſchaft verbunden ſein, und 
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ein Verfall der Autorität aufzufaſſen? Die 
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vor Allem ift das gute Beiſpiel des Lehrerperſonale] und daß die Lehrer die Beſten find, die auf dem 
und beſonders das, dem die Direktion anvertraut] entgegengefetzten Standpunkt ſtehen. (Widerſpruch 
iſt, eine unerläßliche. Das ſollte die Unterrichts⸗ links.) Wenn der Miniſter von ſeinem Syſtem eine 
Verwaltung nicht aus dem Auge verlieren. Statt] beſſere religtöſe Erziehung erwartet, jo irrt er, doch 
deſſen werden Männer zur Leitung dieſer Anſtalten iſt es moglich, daß ihm dabei die konſervative Strö⸗ 
berufen, die vom Kampftseifer gegen die katholiſche mung zu Gute kommt. ; Zum Schluß bemerkt Red⸗ 
Kirche ſo ſehr beſeelt ſind, daß ſie glauben, ſie em⸗ ner zu dem kürzlich erwähnten Fall des Oberlehrers 
pfehlen ſich nach oben, wenn ſie ihre altkatholiſche] Müller in Llppſtadt, daß, wenn derſelbe die Frech⸗ 
Geſiunung recht klar zum Ausdruck bringen. Red⸗ belt get abt, in der Schule zu lehren: „Im An 
ner führt Betſpiele aus Linnich, Siegburg und —55 fang war der Kohlenſtoff“, er unfähig jei, noch 
pen an, verweiſt aber namentlich auf den zum Sek länger im Schuldienſt verwendet zu werden. Ein 
minardirektor nach Linnich berufenen Dr. Bid, der Mann wie Müller werde ſich aus dem Verweiſe 
es nicht einmal für gut befunden, die missio ca, nichts machen und in derſelben Weiſe fortfabren, wie 
nonica vom Biſchof zu erbitten. Bei den erwähn⸗ er angefangen hat. (Bravo rechts und im Centrum. 
ten Seminarien werde der Kirchenbeſuch den Se- Ziſchen links.) 

minariſten ſelbſt überlaſſen, es finde nicht die ge⸗ Kultusminiſter Dr. Fa If: Ich babe auch 
ringſte Kontrole- ſtatt. Das ſei die Art und gar nicht erwartet, daß der Vorredner mit meinen 
Weiſe, wie der Kultusminiſter Dr. Falk die Religton] Ausführungen einverftanden iſt, und doch if das 
fördere. bis zu einem gewiſſen Grade geſchehen. Aus ſeinem 

Regierungs- Kommiſſar Geh. Rath Stau- Munde ſind die Vorwürfe, gegen die ich mich ver⸗ 
der bemerkt, daß dieſe Perſonalſachen bereits in theidigt habe, nicht gekommen. Wenn er ſich ge- 
Petitionen, die an den Minifter gerichtet find, zur] wundert hat, warum ich mich in dieſer Weiſe aus- 
Sprache gekommen und daß dem Haufe ebenfalls] gelaſſen, jo möchte ich glauben, daß er in dieſem 
eine Reihe von Petitionen vorliegen, die dieſelbe] hohen Hauſe der Einzige if, der dies nicht erkannt 
Angelegenheit behandeln und demnächſt zur Ver- hat. (Zuſtimmung links.) Iſt denn blos in der 
handlung kommen werden. Was fpeziell den Dr.] Welt, was in dieſem Haufe geſprochen wird, tft 
Beck anlangt, jo hat derſelbe allerdings die missio] nicht mehr wirkſam das, was alle Tage gedruckt 
canonica bei dem Biſchof von Trier nachgeſucht.] wird? Und glauben Ste denn, daß es mir gleich- 
Jnzwiſchen iſt dieſer aber verſtorben und ein Nach- giltig ſein kann, tagtäglich in dieſer Weiſe ange⸗ 
folger nicht vorhanden. Was Herr Frans am 11. griffen zu werden, und auch von folder Seite, die 
Januar über den Dekan Langer geſagt, war von] dem Abg. v» Meyer nahe ſteht? Von der Ehren- 
rieſem als aus der Luft gegriffen bezeichnet. haftigkeit des Vorredners erwarte ich aber, daß er 

Abg. Dauzenberg: Das Verfahren des] ſich ſelbſt berichtigt. Es iſt nicht wahr, daß der 
Dr. Back jei vom kathollſchen Standpunkt ein un-] Oberlehrer Dr. Müller jene Worte in der Schule 
qualifigiedares. Er hat als katholiſcher Prleſter vorzeleſen hat. Es ſteht das allerdings in dem 
ein ſchlechtes Beiſpiel gegeben und er kann Buche von Carus Sterne, aber Dr. Müller hat 
deshalb eine erſprießliche Wirkſamkeit nicht ent- dies nicht vorgeleſen. 
wickeln. Abg. von Meyer: Ich kann mich nur 

Geh. Rath Schneider: Der Vorredner auf das beziehen, was der Regicrungs⸗Kommiſſar 
überſteht, daß es ſich hier um ein reines Staats- hier im Haufe erklärt hat; Herr Geh. Rath Stau- 
amt handelt. Bei Beſetzung der Stellen kommt es] der hat erklärt, daß Dr. Müller die Thatſache zu⸗ 
allein darauf an, einen Mann zu finden, der für] geſtanden hat. 
die Stelle tüchtig iſt. Uebrigens gehe die Regie⸗ Geheimer Rath Stauder: Ich habe geſagt, 
rung bei der Auswahl dieſer Männer ſehr gewiſ⸗] der Vorgang liegt zwei Jahre zurück. Oberlehrer 
ſenhaft zu Werle und fie halte es für ihre Pflicht,] Müller hat aus Carus Sterne vorgeleſen, ob es 
fie gegen ungerechtfertigte Angriffe in Schutz zu faber die erwähnten Worte ſind, kann ich nicht mehr 
nehmen. ſagen. 

Abg. Windthorſt⸗ Meppen: Wenn man Abg. v. Meyer verlieſt die betreffende Stelle 
dieſe Sache lediglich zur Staatsangelegenheit macht, aus der Rede des Regierungskommiſſars und kon⸗ 
jo. thut man etwas, was auf die Dauer nicht halt⸗ ſtatirt, daß in derselben die Thatſache nicht br- 
bar iſt, für die Schule ſelbſt iſt das aber eine] stritten worden iſt. Ste iſt alſo zugegeben. (Wi⸗ 
Tyrannei. Die Regierung hat die heilige Pflicht, derſpruch) 
die konfeſſtonelle Seite der Lehranſtalten zu berück⸗“ Abg. D.. Röckerath verweiſt auf die be- 
ſichtigen und vollſtändig aufrecht zu erhalten, ſonſt] deutenden Mittel, die dem Kultus miniſterium in den 
wird das natürliche Recht und das natürliche Bil- letzten 10 Jahren zu Mehrausgaben zugewendet 
ligkettsgefühl verlegt. Die Notblage auf dieſem Ge-] worden ſind. Allein 151, Mitionen jeien für 
biete iſt eine große und darin liegt ein ſtarkes Mo-| Elementarſchulzwecke ausgejept, aber dieſe wahrhaft 
ment, daß die Regierung dahin wirkt, daß endlich] große Summe ſel in unrichtiger Wriſe verthellt wor⸗ 
geordnete Verpältuiſſe im Lande wiederhergeſtellt den. Von den 15½ Millionen bätten nur circa 
werden. 110 Migtonen Verwendung. zur Aufbeſſerung der 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Lehranſtalten gefunden, der Reſt ſei zum größten 

Nach perſönlichen Bemerkungen der Abg. Theil für die Schulauſſicht verauegabt worden. 
Richter ⸗Sangerhauſen, Sepffart, Dau-| Mg Dr. v. Stablewski beſchwert ſich 
senberg und Franſen werden die Titel 6 über die Zurückseung der polniſchen Sprache in der 
bis 118 genehmigt. 2 Elementarſchule. f 

Bei Tit. 12— 14 (Elementarſchulweſen) kommt! Geh. Rath Wätz ol d: Der Widerspruch ge⸗ 
Abg. v. Meyer“ Arnswalde auf die letzte große] gen den Gebrauch der deutſchen Sprache jei in der 
Rede des Kultus miniſters zurück. Er (Redner) habe] letzten Zeit hervorgetreten, wo man durch allerlei 
ſich gefragt, welche Veranlaſſung der Miniſter zu] Mittel der deutſchen Sprache in polniſche Kreiſe den 
dieſer Rede gehabt. Derſelbe habe den Nachweis] Eingang zu verwehren ſuche, daß die Kinder mit 
zu führen geſucht, daß das jetzige Unterrichtsſyſtem] Luft und Liebe die Schule beſuchen und daß, wie 
an der veligiöfen Verwilderung nicht die Schuld auch der Dberpräfident der Provinz wlederholt be⸗ 
trägt. Der Nachweis ſei ihm zweifellos gelungen. ſtätigt, erfreuliche Reſultate in Bezug auf den Fort⸗ 
Aber in der konſervativen Partei habe auch Nie- ſchritt der Schule zu verzeichnen find. 
mand dieſen Vorwurf gegen ihn erhoben. Der Mi- Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 
niſter habe dann ferner den Nachweis zu liefern Es folgen perſönliche Bemerkungen der Abgg. 
verſucht, daß das frühere Syſtem der Verwaltung Seyffardt und Freiherr v. Hammerſtein. 
der Volkeſchule Schuld an diefer Verwilderung jet. Letzterer erklärt: Ich konſtatire, daß die von mir 
Er hat fi dabei berufen auf Kundgebungen aus vorgeſtern zur Sprache gebrachte Angelegenheit des 
dem Lehierſtande, auf verſchledene Schriften von] Oberlehrer Müller nicht eine alte, von mir aus der 
Meiſter ꝛc. Er (Redner) wiſſe nicht, ob er dieſe Rumpilkammer hervofgeſuchte tt, ſondern fie iſt bier 
Schriften als ein Zeichen der Achtung vor der Au- am 7. Januar vor dem Stadtgericht zur Verhand⸗ 


a 
torität, oder als ein Zeichen der Demoraltjation-auf- lung gelangt. Ich konſtatire, daß ich die von mir 
faſſen ſolle. Jedenfalls ‚jeien da? Lehrer, die auf ten Bemerkungen in ihrem vollen Umfange 
den Seminarlen nicht gut gethan haben. Und Am. 8515 t erhalte, der Herr Kultusminiſter hätte da- 
denn die Lehrerverſammlungen nicht ebenfalls als] her beſſer gethan, ſich der rückhaltsloſen Erklärung 
| Dieſelben des Herrn Reg.⸗Kommiſſars anzufgliegen, will er nicht 
haben ſich auch mit dem Kulturkampf beſchäftigt, den Anſchein erwecken 
von dem Elementarlehter gar nichts verſtehen. | 50 Der Präſident bemerkt dem Redner, daß 
viel ſteht jedenfalls feſt, daß wir durch den Beh dies nicht mehr perſönlich ist. 
lismus um den Auloritätsglauben gekommen find, Kaullusminiſter Dr. Falk: Ich habe darauf 
f 
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zu erwidern, daß ich erſt in dieſem Augenblicke von 
dem Prozeß etwas höre. Ich erſehe daraus, daß 
der Prozeß noch in den Inſtanzen ſchwebt. Ich 
weiß nicht, wie ich über die Feſtſtellung, die bier 
mitgetheilt worden, denken würde, das könnte ich 
erſt, wenn mir die Verhandlungen und das Urthell 
vorliegen. Ich habe früher ſofort nach Bekannt⸗ 
werden des Falles eine Unterſuchung angeordnet 
und dieſe hat das ergeben, was ich vorher geſagt 
babe. 

Damit iſt die Diskuſſton wieder eröffnet, auf 
den Antrag Wagener (Stralſund) war aber die 
Debatte ſofort wieder geſchloſſen. 

Nach einigen Bemerkungen des Abg. Windt⸗ 
borſt wird dieſer Gegenſtand verlaſſen und die 
Tit. 12 — 14 genehmigt. 

Bei Tit. 15 und 15a (Zu Schulaufſichts⸗ 
koſten und zu Wohnungsgeldzuſchüſſen) beantragen 
die Abgg Röckerath und Szuma n (Adelnau), 
zu beſchließen: 

1) Die bei Tit. 15 und 15a verlangten 
Mehrforderungen von 22,500 und 2300 Mark 
für Anſtellung von fünf weiteren Kreisſchulinſpelto⸗ 
ren nicht zu bewilligen. 

2) Bei Genehmigung der im Etat pro 1878 
bis 1879 bewilligten Beträge don 774,000 bezw. 
76,950 Mark die Bemerkung „künftig wegfallend“ 
beizufügen 

Abg. Frhr. v. Minnigerode bringt bei 
vieſem Titel zur Sprache, daß Anfangs Oktober 
v. J. geiſtliche Schulinſpektoren des Regierungs- 
Bezirks Marienwerder ihr Amt niedergelegt haben, 
und zvar aus dem Grunde, weil die dortige Re⸗ 
gierung einen Elementarſchullehrer zum Kreisſchul⸗ 
Inſpektor ernannt habe. 

Reg. Komm. Geh. Rath Schal lehn ver 
theidigt das Verfahren der Regierung zu Marten- 
werder, ebenſo 

Abg. Richter Sangerhauſen. Hoffentlich, 
meint letzterer, werde man nun auch bei dem Gejege 
über die Vorbildung zum früheren Verwaltungs dienſt 
von den im Range höher ſtehenden Landräthen eine 
akademiſche Bildung verlangen. Nach den gemach⸗ 
ten Erfahrungen hätten ſich die zu Kreisſchulinſpek⸗ 
toren ernannten Elementarlehrer ganz vorzüglich 
bewährt. 

Tit. 15 und 15a werden unverändert bewil⸗ 
ligt, ebenſo ohne Debatte Tit. 16— 19a. 

Bei Tit. 20 (Taubſtummen⸗ und Blinden- 
Anſtalten) beklagt Abg. Dr. Techo w die unzu- 
längliche Fürſorge zur Ausbildung der Taubſtum⸗ 
men. Er wünſcht, daß die Taubſtummen⸗Anſtalt in 
Breslau das werde, was fie ſein fol, nämlich ein 
Seminar zur Ausbildung von Lehrern für Taub⸗ 
ſtumme. 

Geh. Rath Schneider erklärt, daß auf 
dem großen Grundſtück der Taubſtummenanſtalt ein 
Gebäude errichtet werden ſoll, das lediglich Unter⸗ 
richtszwecken dienen wird. 

Abg. v. Meyer - Arnswalde verſichert, daß 
in der Provinz Brandenburg das Moͤglichſte für 
Ausbildung der Taubſtummen geſchieht. 

Abg. Miquel glaubt, daß tüchtige Lehrer 
nur durch die Praxis ausgebildet werden können. 
Wenn die Berliner Anſtalt zum Seminar erweitert 
werden ſolle, welche Lehrer für den ganzen Staat 
aus bilde, jo ſel er damit einverſtanden. 

Geh. Rath Schneider erklärt, daß man 
beſttebt ſei, aus der Berliner Anſtalt eine Normal- 
Anſtalt zu machen. 

Abg. v. Benda erkennt an, daß auch in 
der Provinz Brandenburg noch viel geſchehen müſſe, 
um einen ausreichenden Unterricht zu beſchaffen Er 
werde dieſe Sache in der Provinzialvertretung weiter 
verfolgen. 

Auch Abg. Richter (Sangerhauſen) bittet, 
dieſem Gegenſtande eine größere Aufmerkſamkeit zu⸗ 
zuwenden. 

Nach weiteren Bemerkungen des Abg. Rickert 
wird Tit. 20 und ebenſo Tit. 21 und 22 ge⸗ 
nehmigt. N \ 

Hierauf wird die Sitzung vertagt. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 10 Uhr. 

Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung des 
Kultus-Etats und Geſetz über den höheren Verwal⸗ 
tungedienſt. 6 

Schluß 4½/ Uhr. g 4 


Deutſchlaud. N 


++ Berlin, 17. Januar. Die Preſſe be⸗ 
handelt es vielfach als eine Nichtachtung der Reichs⸗ 


. 


wer 


Veeſaſſang, daß in den Geſeteniwneſ über bie Straf⸗ 
gewalt des Reichetags drei Verfaſſungsartilel impli- 
eite aufgehoben werden. Auch die „Kreuz⸗Zeitung“ 
ſchlleßt ſich dieſem Vorwürfe inſofern an, als ſie 
ſagt, der Geſetzentwurf ſet in ſeiner gegenwärtigen 
Faſſung ſchon deshalb unannehmbar, weil er eine 
Aenderung von drei Verfaſſungsartikeln enthalte, 
ohne dieſer Aenderung formellen Ausdruck zu geben; 
eine Verfaſſungsänderung aber könne nicht implieite 
erfolgen. Die „Kreuzzeitung fügt dann binzn, 
wenn das Bedürfniß einer Berflärkung der Dise zi⸗ 
plinargewalt des Reichstages anerkannt woe den, 
würde man ſich über eine entſprechende Redaktlon 
des Geſeßentwurfes ſchon einigen. In der That 
bandelt es ſich um die rein formale Frage, ob die 
Abänderung der Verfaſſungsartikel ausdrücklich und 
formell erklärt werden muß. In dieſer Beziehung 
iſt Folgendes zu bemerken: Die Reichsverfaſſung 
ſchreibt für Verfaſſungsänderungen nicht, wie die 
preußiſche und andere Verfaſſungen, ein von der 
regelmäßigen Geſetzgebung abweichendes Verfahren 
vor. Die Reichsverfaſſung ſagt vielmehr: Verän⸗ 
derungen der Verfaſſung erfolgen im Wege der Ge⸗ 
ſetzgebung. Nur iſt hinzugefügt: ſie gelten als ab⸗ 
gelehnt, wenn fie im Bundesrat) 14 Stimmen ge- 
gen ſich haben. Daß der Geſetzentwurf in dieſem 
Sinne als Verfaſſungsänderung behandelt werden 
muß, iſt ſelbſtverſtändlich. Die Motive zu den ein · 
zelnen Paragraphen, welche Verfaſſungsänderungen 
enthalten, weiſen auch ausdrücklich darauf hin. Da- 
nach würde es keinem Bedenken unterliegen, auch in 
dem Text des Geſetzes die Verfaſſungsänderung for- 
mell auszuſprechen. Aber eine Nothwendigkett if 
dies weder nach dem Wortlaut der Reichs verfafſung, 
noch nach der bisher beobachtetea Praxis. Ein 
Pracedenz ergiebt in dieſer Beziehung das Stellver⸗ 
trrtergeſetz, welches Artikel 17 der Reichsverfaſſung 
in Bezug auf die alleinige verantwortliche Gegen⸗ 
zeichnung des Kanzlers abgeändert und ergänzt hat, 
ohne daß eine formelle Abänderung des Artikels der 
Verfaſſung erfolgt wäre. 

Durch eine am 7. Januar von dem Chef der 
Admiralität ergangene allerhöchſte Ordre wird in 
Ergänzung der 88 12, 13 und 15 der Inſtruktion 
für Schiffskommandanten beſtimmt, daß dieſe bei 
einem Aufenthalt des Schiffes in einem fremden 
Ser platz ohne Zeitverlnſt dem am Ort befindlichen 
kaiſerlichen Vertreter über Zweck, Dauer und Auf⸗ 
enthalt Anzeige machen müſſen. Dieſelde Anzeige 
muß an die kaiſerliche Vertretung in der Haupt⸗ 
ſtadt des betreffenden Landes gerichtet werden. 

In Folge einer Anfrage des Rultusminijters 
hat ſich eine große Anzahl von Krankenanſtalten ge- 
neigt erklärt, jüngeren Aerzten Gelegenheit zu bie- 
ten, ihre Kenntniſſe unter Leitung der Anſtaltsärzte 
praktiſch zu üben. Der Minifter hat demzufolge die 
Regterungen ermächtigt, die betreffenden Krankenan⸗ 
ſtalten zur öffentlichen Kenntuiß zu bringen. Hier 
bei ſollen zugleich diejenigen Aerzte, welche die Ge⸗ 
legenheit benutzen wollen, mit der Weiſung verſehen 
werden, daß fie ſich mit ihren Geſuchen um Zu- 
laſſung als Volontärärzte an die Vorſtände der be⸗ 
zeichneten Krankenhäuſer zu wenden und ſich mit 
denſelben über die Bedingungen ihrer Theilnayme 
an den arztlichen Geſchäften zu vereinigen haben. 
Ausdrücklich wird hervorgehoben, daß dieſen Aerzten 
Ausſichten auf eine Remuncration Seitens der Ge⸗ 
meinden oder Anſtaltsvorſtänden ebenſo wenig als 
Seitens des Staates im Boraus eröffnet werden 
können. 

Die Auffahrt des vor einigen Tagen hier an- 
gekommenen öſterreichiſch - ungartſchen Botſchafters, 
Grafen Emmerich Szeicheny, dat deute Nachmittage 
1 Uhr mit dem bei dieſen Gelegenheiten üdlichen 
Ceremoniell ſtattgefunden. Der Bolſchafter wurde 
durch den Ceremonienmeiſter, Kammerherrn von Ro⸗ 
ſenberg, aus ſeiner Wohnung im fürſtlich Blücher'⸗ 
ſchen Palats in Gala-Equipage abgeholt und in 
das königliche Palais geleitet; in einem zweiten und 
drütten Galawagen folgten die Mitglieder der Bot⸗ 
ſchaft. Die Einführung bei Seiner Majeſtät er⸗ 
folgte ſodann durch den Vice Ober Ceremon en meiſter 
und Introdukteur des Am baſſadeurs, Kammerherrn v. 
Roeder. Ueber die dei dem Empfange von dem 
Botſchafter gehaltene Anrede, jomie die kalſerliche 
Antwort, welche beide bei dergleichen Anläſſen ledig ⸗ 
lich den Formen der Eourtoifie zu genugen, mit 
Politik ſich aber nicht zu beſchaftigen pflegen, ver ⸗ 
lautet noch Nichts. Auf den Empfang durch Se. 
Majeſtat folgte die Vorſtellung bei der Kaiſerin. 

Eine cause célèbre, welche dieſe ganze Woche 
hindurch Aufſehen erregend, viele Kreiſe der Haupt- 
ſtadt in Spannung gehalten hat, iſt ein nun ſchon 
fünf Tage dauernder Prozeß vor dem hieſigen 
Schwurgericht. Ein früherer Premter-Lieutenant v. 
Münchow hatte längere Zeit nach dem Tode des 
im Juli 1875 verſtorbenen Geheimrathes Mollard 
an deſſen Haupterben, den Rittmeiſter Mollard, 
Landwehr⸗Offizler, Anſprüche in Höhe von 105,000 
Mark an die Nachlaßmaſſe geſtellt, welche Summe 
der Verſtorbene angeblich durch einen Wechſel über 
6000 Mark und den Reſt auf einen Revers ſchul⸗ 
dig geblieben wäre. Dieſen Summen ſollen Eu 
ſchadigungsanſprüche zu Grunde liegen, die vom 
Berftorbenen Herrn von Münchow für vielfache Be⸗ 
mühungen zur Durchführung tinte Pferdebahn · Pro 
jckts von Babelsberg über Potsdam nach dem 
Neuen Palais gewährt worden ſeien. Als Zeugen 
find u. a. vernommen: der Oberpräſident der Pro⸗ 
vinz Brandenburg und der Polizet-Präſident von 
Potsdam; zur Vorleſung gelangte ein vom jeßigen 
Kaiſer an den Augekligten gerichteter Brief, welcher 
letztere Herrn von Münchow beſonders lobt. Die 
lange Reihe der Zeugen-Ausjagen, unter denen 
die der langjährigen Repräſentantlu des Ver ⸗ 
ſtorbenen, der einer der reichſten Groß Grundbe⸗ 
ſiper der Provinz Poſen war und den der Ange ⸗ 

agte mit Frau im Babe Wildungen kennen ge 


iernt hal, — if dem Angeklagten anſchinend rucch⸗ 
aus günſtig, fo daß ſich die Waage des Ur- 
theils ſehr erheblich dahin zu neigen beginnt, daß 
eine Freiſprechung des Herrn von Münchow durch 
den Schwurgerichtohof fa zur Gewiß beit zu werden 
ſcheint. Jedenfalls gehört der Prozeß in allen jet. 
nen Einzelheiten durchaus zu den Geſprächen des 
Tages und für deuſſche Verhältniſſe unbedingt zu 
den Seltenheiten. a 8 

Verlin, 17. Januar. Die „Poſt“ ſchreibt 
heute an der Spitze ihrer Tagesüberſicht: 

„Sicherem Vernehmen hat der Reichskanzler 
privatim ſich dahin geäußert, daß es ihm vollſtän⸗ 
dig gleichgültig ſei, ob ſeine Vorlage über die Straf ⸗ 
gewalt des Reichstages ganz, theitweile oder gar 
nicht angenommen werde. Er glaube dem Reichs- 
tage und ſonſt Niemandem mit der Anregung der 
Sache einen Dienſt erwieſen zu haben, und könne 
ruhig abwarten, ob der Reichstag die anſehnliche 
und mächtige Stellung, welche ihm durch die geſetz⸗ 
liche Begründung des Jurisdiktionsrechts über ſeine 
Mitglieder bereitet werde, annehmbar finde oder nicht. 
Daß ſich der Reichstag auf dem Wege der Ge⸗ 
ſchäftsordnung und ohne einen Akt der Geſeßge⸗ 
bung über die Schwierigkeiten hinweghelfen könne, 
welche der Mangel des Jurisdiktionsrechts mit ſich 
bringt, ſei nicht wahrſcheinlich, und der Verſuch im 
Falle der Ablehnung einer legislativen Vorlage ab⸗ 
zuwarten. Für jetzt ſei dringlich, die Verbreitung 
von Brandreden der ſozialiſtiſchen Abgeordneten zu 
hindern, wenn man nicht die bisherigen günſtigen 
Wirkungen des Sozialiſtengeſetzes lahmen wolle. 
Mit einer Vorſorge gegen dieſen augenblicklichen 
Uebelſtand habe der Reichstag aber noch keine hin⸗ 
reichende Ausrüſtung, um ſeine Würde gegen die 
Ausſchreitungen Einzelner zu wahren. Empfinde die 
Mehrheit das Bedürfniß dazu jetzt noch nicht, ſo 
habe wenigſtens der Reichskanzler mit einer dahin 
zielenden Vorlage, wenn der Reichstag fie ablehnt, 
ſeine Pflicht gethan und feine, ſowie der verbun⸗ 
deten Regterungen Verantwortlichkeit gewahrt. Er 
ſelbſt habe zu der Majorität der Volksvertrelung 
ein beſſeres Vertrauen als die Stimmen der libe⸗ 
talen Preſſe bisher an den Tag legen. Wenn der 
Reichskanzler ſich in dieſem Sinne brieflich ge- 
auß et har, jo können wir daraus entnehmen, daß 
er die feinen Namen tragende Vorlage und zu⸗ 
nächſt dasjenige, was der Bundesrath ſich aus 
derſelben aneignet, vielleich: beharrlich, aber jeden ⸗ 
falls leidenſchafislos vertreten werde.“ 

— Ueber den Stand der Arbeiten der Reichs · 
tarifkommiſſion ſchreibt die „N.-Z.“: 

Die ſchon gebrachte Notiz, daß die Reichstarif⸗ 
fommijjion geſtern ihre Dritte Sitzung abgehalten 
habe, erweiſt ſich als verfrüht. Dagegen wird mit⸗ 
getherlt, daß die Frage der landwirthſchaftlichen Zölle 
jegt in der Tarifkommiſſion eine greifbare Geſtalt 
gewinnt. Der Cyef der Reichskanzlei, Regierungs⸗ 
rath Tiedemann, welcher wieder mehrete Tage in 
Friedrichsruh geweſen, hätte von dort einen ausge⸗ 
arbeiteten Tarif für landwirthſchaftliche Produkte zu⸗ 
rückgebracht, welcher die Billigung des Reichskanzlers 
gefunden. Hiernach würde ein Werthzoll von fünf 
Prozent für alle eingehenden erwähnten Produkte 
als Grundlage der Tarif⸗Vorſchläge vorgeſchlagen 
werden. 

— Ueber den Stand der Peſt in Rußland 
bringt „W. T. B.“ aus Petersburg vom 17. Ja- 
nuar früh folgende Depeſche: 

„Offizielle Telegramme aus Aſtrach an und Sa⸗ 
ratoff melden eine Beſſerung der dortigen epibemi- 
ſchen Zuſtäande. Nachdem in 6 Dörfern alle Er- 
tanken geſtorben find, find daſelbſt keine neuen 
Erkrankungen mehr vorgekommen. Gegenwärtig iſt 
die volle Aufmerkſamkeit der Regierung auf das 
Dorf Wetlianka gerichtet, um der unzweifelhaft an⸗ 
ſteckenden und meiſt tödtlich verlaufenden Epidemie 
ein Ende zu machen.“ 


Provingiellet. 
Stettin, 18. Januar. Die wiſſenſchaftliche 
Befähigung zum einjährig⸗freiwilligen Militärdvienſt 
geben, nach einem Verzeichniß des „Reichsanzeigers“, 
in Pommern der einjährige erfolgreiche Beſuch 
ver 2. Klaſſe der Gymnaſien zu Anklam, 
Belgard, Cöslin, Colberg, Demmin, Dram burg, 
Greifenberg, Greifswald, Neuſtettin, das Pädago⸗ 
gium zu Putbus, die Gymnaſten zu Pyritz, Star⸗ 
gard, das hieſige Marteuſtifts- und das Stadt⸗ 
Eymnaſtum, die Gymnaſien zu Stolp, Stralſund 
und Treptow a. d. Rega. Ferner die Realſchulen 
1. Ocdnung zu Colberg (verbunden mit dem Gym⸗ 
naflum daſelbſt) und Greifswald (verbunden mit 
dem Gymnaſtum daſelbſt), die Frtedrich⸗Wilhelms⸗ 
ſchule hierſelbſt, die Realſchule zu Stralſund. — 
Lehranſtalten, bet welchen der einjährige erfolgreiche 


die Verhandlung gegen Lorcutzen, müflen wir unſer 
Referat dahin berichtigen, daß der gefälichte Wechſel 
über 8990 Mark nicht, wie irrthümlich angeführt, 
für 4500 Mark bei einem hieſigen Bankhauſe dis⸗ 
lontirt iſt, ſondern daß dieſe Summe darauf nur 
abſchläglich bezahlt, und gleichzeitig verabredet wurde, 
daß der Reſt am folgenden Tage gezahlt werden 
ſolle. Inzwiſchen ſtellte ſich der Verdacht einer 


gebung und zugleich Maßregeln zur Hebung des 
landwirth ſchaftlichen Kredits. Die weitere Berathung 
wurde darauf auf morgen vertagt. 

Wien, 17. Januar. Das Abgeorductenhaus 
ſetzte die Generaldebatte über den Berliner Vertrag 
fort. Der Abg. Baron Kübeck plaidirte für die 
unbedingte Annahme des Vertrags, Oeſterreich müſſe 


bedungene, zwiſchen den Betheiligten vereinbarte, 


Fälſchung des Wechſels heraus und wurde demzu⸗ 


folge das gauze Geſchäft rückgängig gemacht. 

— Nach einem Erkenniniß des Ober⸗Tribu⸗ 
nals vom 7. Oktober v. J. kann die Leiſtung des 
Natural- Quartiers an Truppen ge 
gen die geſetzliche Entſchädigung nicht als ein ver ⸗ 
tragsmäßiges Verhältniß, nsbeſondere nicht als ein 
Miethvertrag zwiſchen dem Fiskus und dem zur 
Quartierleiſtung Verpflichteten angeſehen werden. 
Es handelt ſich dabei vielmehr um eine öffentliche 
Laſt. Hierin wird auch dadurch nichts geändert, 
daß nach $ 1 des Geſetzes vom 25. Juni 1868 
die Natural-Quartierleiſtung nur gegen Entſchädi⸗ 
gung gefordert werden kann; denn leßtere iſt leine 


ſondern eine geſetzlich beſtimmte, vom Privatwillen 
durchaus unabhängige. Das Rechte verhältniß unter 
den Parteien iſt daher nicht nach den Regeln des 
Mietvertrages, ſondern lediglich nach dem Geſetze 
vom 25. Junt 1868 und den zu dieſem ergangenen 
beſonderen Vorſchriften zu beurtheilen. 

Tribſees, 16. Januar. Geſtern Abend um 
8 Uhr rief die Feuerglocke unſere ganze Einwohner⸗ 
ſchaft aus den Häuſern, indem in der Scheune des 
Ackerbürgers A. Lebzien Feuer aufgegangen war, 
welches in kurzer Zeit ſieben vor dem Steintbor 
belegene Scheunen mit allen Korn- und Futtervor⸗ 
räthen in Aſche legte. Einige von den Scheunen 
mit ihren großen Vorräthen ſollen verſichert fein, 
andere nicht. Durch den bisherigen ſtarken Froſt 
entſtandener Waſſermangel behinderte die angeſtrengte 
Thätigkeit der herbeigerilten Löſchmaunſchaften un- 
gemein, die trotzdem dennoch im Stande waren, die 
achte Scheune, die des Ackerbürgers Düwell, vor 
dem Abbrennen zu ſchützen. Die Entſtehung dieſes 
Feuers if ſelbſtverſtändlich noch unbekannt. Der 
Berl u ſt dieſer Scheunen mit ihren reichen Vorräthen 
iſt in der ohnehin ſchon ſo traurigen Zeit für unſere 
Stadt wieder ein ſehr großer. 


Vermiſchtes. 

— (Eine wirkſame Kur.) Geradezu unglaub- 
lich iſt es, wie, allen Warnungen ungeachtet, ſich 
immer noch Leute finden, die auf die Schwindel 
Annoncen ſogenannter Wunderdoktoren hereinfallen. 
Eine hleſige Beamtenmittwe, die ſeit längerer Zeit 
von einem Bandwurm beläſtigt wurde, las vor 
Kurzem in einer Zeitung die nachſtehende Ankündi⸗ 
gung: „Jeder Bandwurm wird ſchnell und radikal 
vertrieben. Adreſſen unter Beifügung von 1 Mark 
50 Pf. in Briefmarken sub W. O. franko Köln 
poſtlagernd.“ — Daß der Wunderdokror nicht ein⸗ 
mal ſeinen Namen der leidenden Menſchheit offen 
barte, daß er es vielmehr vorzog, die Honorare „in 
Briefmarken unter Ziffern poſtlagernd“ einzuheimſen, 
— alles das vermochte die Vertrauensſeligkeit der 
leidenden Dame nicht zu ſtören. Sie ſchickte daher 
ihre Adreſſe ein, fügte auch die verlangten 1 Mark 
50 Pf. in Belefmarken bei und erhielt nach wenigen 
Tagen im unfrankirten Briefe das nachſtehende, ker⸗ 
nige Rezept: „Nehmen Sie Früh, Mittags und 
Abends einen gehäuften Eßlöffel voll perſiſches In⸗ 
ſektenpulver ein. Er kreptrt darnach ſicher! W. O.“ 

— Eine kurieſe Annonce enthalten die Mün⸗ 
chener „Neueſten Nachrichten“: „Ein militärfreier, 
tüchtiger Commis und Reiſender, mit vorzüglichen 
Zeugniſſen, jetzt mittel und flellenlos, weil ihm der 
Prinzipal mit der Caulion durchging, bittet dringend 
um Stelle, wenn auch nur zur Ausbülfe“ 


Viehmarkt. 

Berlin, 17. Januar. Es ſtanden zum Ber⸗ 
kauf: 107 Rinder, 1030 Schweine, 514 Kälber, 
383 Hammel. 

Der lokale Bedarf war von dem am verfloſ⸗ 
ſenen Montage ſtattgehabten ziemlich ſtarken Auf⸗ 
triebe faſt für die ganze Woche gedeckt worden, jo 
daß das heutige Geſchaft ſehr langſam verlief und 
die Preiſe ſich kaum auf letzter Höhe zu erhalten 
vermochten. 

Rinder, nur durch 2. und 3. Waare vertreten, 
wurden mit 53 — 54 reſp. 38 — 40 Nark yrs 100 
Pfund Schlachtgewicht bezahlt. 

Bei Schweinen fehlten ſowohl Mecklenburger 
als Bakuner. Landſchweine 44 — 45, Ruſſen 37 
bis 38 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht. 


gewicht. 
Hammel 40 — 50 Pf. pro 1 Pfund Schlacht⸗ 


Beſuch der eiſten Klaſſe nöthig iſt, find in Pom⸗ gewicht 


mern Die Progymnaſten zu Garz a. d. O., Lauen- 
burg und Schlawe und die Realſchule 2. Ordnung 
hierſelbſt, in welch letzterer der lateiniſche U terricht 
nicht obligatoriſch eingeführt iſt. Von Löberen 
Bürgerſchulen, welche den Realſchulen erſter Ord⸗ 
nung in den entſprechenden Klaſſen gleichgeſtellt 
find, werden dann nur für Pom mern genannt die 
höheren Bürgen zulen zu Stargard und Wolgaſt. 
— Dagegen iſt den höheren Bürgerſchulen zu 
Stolp und zu Wollin dle Berechtigung bisher nicht 
zuerkannt. 

— Dem Vernehmen nach hat der General 
v. Werder s Rittergut Grüſſow bei Belgard 
gekauft. 

— J. der geſtrigen Sitzung des Drreftoriums 
der Bertin ettiner Eiſenbahn-Geſelſchr; lag ein 
Reſkrist vor, in welchem die Regierung mittheilt, 
daß ſie e fel, auf Baſis einer Abſtempelung 
der Aktien in Höhe von / pCt. jährlicher Ber⸗ 
zinfung wellere Verhandlungen zu führen. 

— Ja unſerem gefirigen Bericht, betreffend 


Telegraphiſche De peſchen. 
Breslau, 17. Januar. Nach einer Mitthei- 
lung der „Bresl. Ztg.“ hat das hieſige Poligeiprä- 
ſidium die Sammlung von Geldbeiträgen, zu wel ⸗ 
chen der hieſige Führer der Sozlaltſten, Kraecker, ein- 
geladen batte, verboten, gleichzeitig if Kraecker ver⸗ 
haftet worden. 

„ 17. Januar. Das Abgeordneten 
haus beriet) heute den Antrag des Abg. Schels 
auf Erlaß von Geſetzen gegen den Wucher und zur 
Beſchränkung der Wechſelfähigkett. Der Abgeord⸗ 
nutte Pfahler ſtellte und degründet 
Antrag auf geſetzliche Jeſtſtelung eines Zinsmari- 
mums und chtliche Ahndung jeder Ueberſchrei⸗ 
tung deſſelben. Der Abg. Marquardſen ſprach ſich 
gegen beide Anträge aus, bat dieſelben abzulebnen 


ſultate ſeiner Politik ſeinen freudigen 
die Politik des Grafen wäre eine echt Mata 
ehrenhaft und auch nützlich, da durch ſie die Steuer⸗ 
kraft des Landes geſtärkt werde. Der Abg. Wal⸗ 
terskirchen muß vom wirthſchaftlichen Standpunkte 


für den Uebergang zur Tages ordnung. 
widerlegt die Ausführungen der Opp 

eine programmloſe Negation ſeien; das öſterreichiſche 
Volk habe für die Okkupation tin beſſeres Ber- 


ein. 
Hauſes ſtatt. 


Kälber 45—55 Pf. pro 1 Pfund Schlacht- 


2 2 zur Tagesordnung ſtimmen, da es gegen 
eine Ueberzeugung ſet, daß der Reichstag noch nach 
eine Mitverantwortlichkeit n 
koß ſpricht dem Grafen Andraſſy für die Re⸗ 
| bean auf) 


aus die Okkupation verurtheilen, iſt aber gleichfalls 
Carnei y 
„die nur 


ſtändniß. Der Abgeordnete Schaup polemiſirt gegen 
die Majorttät und tritt für die Reſolution Herbſt 
Morgen findet wiederum eine Sitzung des 


Wien, 17. Januar. Heute Mittag hat unter 
Vorſitz des Kaiſers ein Miniſterratz zum Zweck der 


Vereinbarungen über die bosntiſchen Vorlagen ſtatt⸗ 
gefunden. 


Wien, 17. Januar. Die „Polit. Correſp. 


veröffentlicht folgende Meldungen: 


Aus Konſtantinopel: Die ruſſiſch türkiſchen 
Verhandlungen find mit Ausnahme der Kriegs ⸗Ent⸗ 


ſchädtgungsfrage, die ſich wieder komplizirt haben 

ſoll, bis zur Redaktion des Friedens vertrages ge- W 
diehen, welcher eventuell nächſten Sonntag dem Sul- 
tan unterbreitet und nach erfolgter Genehmigung 


ſofort unterzeichnet werden ſoll. Der engliſche 
Botſchafter Liyard hat geſtern Sapfet Paſcha das 
Großkreuß des „Sterns von Indien“ über⸗ 


reicht. 


Aus Bukareſt: Von der Regierung iſt Kali⸗ 
makki nach Brüſſel und Katargi nach dem Haag ge⸗ 


ſendet worden, um daſelbſt die Unabhängigkeit Ru⸗ 


mäniens zu notifigiren und deren Anerkennung zu 


erwirken. 


Aus Be grad: Im Einvernehmen mit der 
Skupſchtina ſoll für Petersburg und Berlin ein 


Geſandtſchaftspoſten und ein dritter diplomatiſcher 
Poſten in Cettinje errichtet werden, in Bulgarien will 


ſich Serbien durch einen diplomatiſchen Agenten ver⸗ 
treten laſſen. \ 


Paris, 17. Januar. Der „Temps“ und 
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das „Journal des Debats“ ſprechen ſich über das 


Weſentliche des miniſteriellen Programms billigend 
aus, obſchon die Form deſſelben eine kalte jet und 
geben der Anſicht Ausdruck, daß eine Minifterkrifis 
inopportun und ſogar gefährlich ſein würde. — 
Das linke Centrum hat einſtimmig eine Erklärung 
beſchloſſen, in welcher geſagt wird, daß es dem 
Ganzen des Miniſterprogramms zuſtimme und mit 
Vertrauen die weiteren Erklärungen und die Hand⸗ 
lungen des Kablinets erwarte. Es zweifle nicht, daß 
ein Kabinet, das auftichtig de publikaniſch und ſtark 
ſei durch die Unterſtützung des Parlamentes, den 
legitimen Wünſchen ſeiner Freunde und des ganzen 
Lanves bezüglich des im öffentlichen Dienfte beſind⸗ 
lichen Perſonals Genüge thun werde. Die g= 
maßigte Linke hat ebenfalls eine Verſammlung ab⸗ 
gehalten. In dem Sttzungs berichte heißt es, die 
Linke jet darin einſtimmig geweſen, die geſtern ver⸗ 
leſene Miniſtererklärung als unannehmbar zu be⸗ 
trachten. Aus der in der Sitzung ſtattgehabten 
Debatte ergiebt ſich indeß, daß die Stimmung der 
Linken eine der Erhaltung des Miniſteriums faſt 
durchweg günſtige ſein würde, wenn Minifterpräfl- 
dent Dufaure ſich dazu verſtehen ſollte, ſeine Er⸗ 
klärungen in einer Weſſe zu betonen, daß das Un⸗ 
genügende des Programms dadurch berichtigt wird. 
In Folge der ſtattgehabten Debatte wurde die 
weitere Berathung bis morgen vertagt. Die „Union 
republicaine“ erklärt, daß fie angeſichts der ein- 4 
fimmigen abfälligen Beurtheilung, welche das mi⸗ 
niſterielle Piegramm erfahre, eine Diskuttrung des ⸗ 
ſelben für unnütz erachte. Dieſelbe beauftragte 
Ilsquet, bei der am Montag ſtattfindenden Be⸗ 
rathung in ihrem Namen das Wort zu nehmen 
und hauplſächlich Modifikationen bet dem Beamten 
perſonale zu verlangen. Die äußerſie Linke trat 

bei Louis Blanc zur Berathung zuſammen und ber 
aufiragte Madier de Montjau, ihre Forderungen 
gegenüber dem Kabinet am Montag auf der Tri- 
büne vorzubringen. 

Berſailles, 17. Januar. Der Senat nahm 
heute Wahlprüfungen vor, erklärte die Wahlen von 
49 der jüngſt gewählten Senatoren für giltig und 
vertagte ſich dann bis kommenden Dienſtag. 

Kopenhagen, 17. Jauuar. Das Fol kething 
iſt zum 31. d. einberufen worden. 0 

Konſtautinopel, 17. Januar. Haſtr Paſcha 
iſt zum Polizeiminiſter ernannt worden. 

Mehrere türkiſche Journale beſprechen die Grenz- 
regulirung mit Griechenland und rathen der Pforte, 
Janina an Griechenland abzutreten, um nicht die \ 
ſeparatiſtiſchen Tendenzen der Albaneſen zu ermu- 


Kalkutta, 16. Januar. Offizielle Meldung. 
Die Bewohner der Proving Kohiſtan verſuchten, 
Unruhen anzuſtiften, und zur Plünderung der Stadt 
Kabul einen Zug dorthin zu unternehmen, wurden 


\ 


e einen weiteren] thigen 


und befürwortete die Einleitung einer Enquete über indeh von Jacub Khan bewogen, ſich wieder zurück 
den Gegenſtand durch die Staatsregierung, event. zulehen. Die Häuptlinge des Ghllratſtammes brin- 
die Reichertgierung. Der Abg. Schmidt verlangte gen in Jetub Khan, daß er mit England Frieden 
unverzügliche Abhülſe auf dem Wege der Ocſeß⸗] ſchließe. 


